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Vorbemerkung: Das Rechtsumfeld

Auch wenn Bauprojekte noch so sorgfältig geplant werden, gibt es häufig Abweichungen
zwischen der geplanten Leistung und der Ausführung. Das betrifft einmal das eigentliche
Bauwerk als auch die Umstände unter denen gebaut wird. Die Ursachen für die Abweichun-
gen können unabhängig vom Willen der Vertragspartner sein (z. B. unerwartete Witterungs-
bedingungen, Bodenfunde oder verdeckte Schäden bei Sanierungsobjekten) oder auch auf
Veranlassung des Auftraggebers entstehen (z. B. geänderte Vorstellungen zum Materialein-
satz oder zur Funktion, Unterbrechungen aufgrund fehlender Entscheidungen).

In jedem Fall ändert sich damit für den Auftragnehmer das vertraglich vereinbarte „Bau-
Soll“. Dies kann unbedeutend für die Bauzeit und die Vergütung sein (z. B. geringfügige
Änderungen der Farbgebung vor Ausführung) oder auch so erheblich sein, dass der Auftrag-
nehmer daraus Ansprüche auf zusätzliche Vergütung und zusätzliche Bauzeit hat. In der Bau-
praxis werden diese Ansprüche häufig als „Nachträge“ bezeichnet. Dieser Begriff ist für die
Kalkulation zu allgemein. Besser müsste z. B. von
– Mehr- und Minderleistung,
– zusätzlicher Leistung,
– Wegfall von Leistungen,
– hindernden Umständen
gesprochen werden. So wird in diesem Buch zunächst der Begriff „Nachtrag“ als Sammel-
begriff für Ansprüche des Auftragnehmers aus Änderungen der vertraglich vereinbarten
Leistung verwendet. In der praktischen Umsetzung der hier unterbreiteten Vorschläge sollten
jedoch die genaueren Bezeichnungen, die sich auch im Werkvertragsrecht wieder finden,
verwendet werden.

Dieses Buch und die Teile 2 und 3 sind als Einführung in das
– Begründen,
– Erkennen,
– Ankündigen und
– Berechnen

von Nachtragsforderungen gedacht.

Es baut auf den Regelungen des deutschenWerkvertragsrechtes auf. Da durch die Umsetzung
der europäischen Richtlinien zum Verbraucherschutz zwischen dem „Geschäftsverkehr zwi-
schen Kaufleuten“ und Verträgen mit dem „Verbraucher“ unterschieden werden muss, setzt
sich dies auch im Nachtragsmanagement fort. Überall dort, wo in diesem Buch Regelungen
der VOB/B herangezogen werden, setzt dies die Vereinbarung der VOB/B als Allgemeine
Geschäftsbedingungen (AGB) voraus. Dies wird in Verträgen mit dem „Verbraucher“ zum
überwiegenden Teil gerade nicht der Fall sein. Deshalb werden diese Besonderheiten zusätz-
lich behandelt.
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BGB
Allgemeiner Teil

Rechtsgeschäfte (§§ 104 ff)
alle AuftraggeberVerjährung (§ 194 ff)

Sicherheitsleistung (§§ 232 ff)

+

BGB
Schuldverhält-

nisse

Inhalt der Schuldverhältnisse (§§ 241 ff)

alle Auftraggeber

Recht der AGB (§§ 305 ff)
Schuldverhältnisse aus Verträgen (§§ 311 ff)
Kauf (§§ 433 ff)
Werkvertrag – allgemein (§ 631 bis § 650) -
Kap. 1
Werkvertrag – Bauvertrag (§ 650 a bis 650 h)
– Kap. 2
Werkvertrag – Verbraucherbauvertrag (§§ 650 i ff) – Kap. 3 (nur
Verbraucher beim SF-Bau)
Werkvertrag – Abweichende Vereinbarungen (§ 650 o)

Alle hier aufgeführten Teile des BGB sind z.T.
• dispositives Recht: durch Vertrag veränderbar, wenn nicht durch Vertrag geregelt

gilt dieses Recht als „gesetzliches Leitbild“ und z.T.
• zwingendes Recht: auch wenn die Vertragsparteien im Vertrag davon abweichen

ist diese Vereinbarung unwirksam, in den einzelnen Paragrafen ist dies im Regelfall
direkt angegeben; z.B. in § 650 f (neu) „(7) Eine von den Absätzen 1 bis 5 abwei-
chende Vereinbarung ist unwirksam.“ Bei Vereinbarung der VOB/B als AGB gilt
das „zwingende Recht“ immer zusätzlich.

Zwingendes Recht ist z.B.:
• BGB §§ 134, 138 schreiben eine zwingende Nichtigkeit eines Rechtsgeschäfts bei

einem Gesetzesverstoß bzw. einer Sittenwidrigkeit vor.
• Nichteinhaltung einer Formvorschrift gem. BGB § 125.
• verschweigt der Verkäufer einen Mangel arglistig, so ist ein Ausschluss der Ge-

währleistung gem. BGB § 476 zwingend nichtig,
• Ausschluss des Auftragnehmers eine „Bauhandwerkersicherung“ zu verlangen (frü-

her BGB § 648a ab 1.1.2018 BGB § 650 f)

Verbraucher:

BGB § 13 Verbraucher
Verbraucher ist jede natürliche Person, die ein Rechtsgeschäft zu Zwecken abschließt,
die überwiegend weder ihrer gewerblichen noch ihrer selbständigen beruflichen Tätigkeit
zugerechnet werden können.
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Rechtsrahmen in Abhängigkeit vom Auftraggeber

alle Auftraggeber zusätzlich beim Verbraucher

alle „Werke“ Bauwerke + Au-
ßenanlagen

einzelne Ge-
werke

neues Ge-
bäude oder er-
hebliche Um-
baumaßnahme

n
▼ ▼ ▼ ▼

Schuldrecht +
Werkvertrag
nach BGB §
631 bis § 650

+
Bauvertrag

nach BGB § 650
a - h

+
Verbraucher-
rechterichtlinie

(seit 2014)
+

Verbraucher-
bauvertrag

BGB § 650 i-n

(außer Sonderregelungen bei Vereinbarung
der VOB/B) keine VOB/B

überwiegend ALT
geändert

§ 632a, § 640

Erweiterung überwiegend NEU
z.T. geänderte Systematik: z.B. Bauhandwerkersicherung nun §

650f
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Bei Vereinbarung der VOB/B als AGB gibt es Überschneidung von BGB und VOB/B (mit
unvollständig aufgeführten Beispielen in Klammern).

BGB

nur im

BGB①①
(z.B. Bauhandwer-
kersicherung als

zwingendes Recht)
• Das „zwingende“
Recht gilt auch bei
Vereinbarung der
VOB/B immer.

• Das „dispositive“
Recht gilt als ge-
setzliches Leitbild,
wenn keine Verein-
barungen getrof-
fen wurden. Auch
die Vereinbarung
der VOB/B als AGB
gehört dazu

VOB/B = BGB②②
(z.B. Mangelbegriff,

Minderung)

VOB/B

nur in VOB/B⑤⑤
(z.B. „10%- Regel“ bei
Mengenänderungen,

z.B. „Schlusszahlungs-
einrede“)

Ist die VOB/B nicht
„als Ganzes“ verein-
bart, unterliegt jede
Regel der Inhaltskon-
trolle des AGB-Rech-
tes.

VOB/B ≙≙ BGB③③
(z.B. Geschäftsführung ohne

Auftrag)

VOB/B ≠ BGB④④
(z.B. Lauf der Gewährleis-
tung nach Mangelbeseiti-

gung)

Das Schema zur Überschneidung von VOB/B und BGB ist wie folgt zu lesen:
Feld①①
Sachverhalte, die nur im BGB geregelt sind, gelten in allen Bauverträgen, unabhängig davon,
ob die VOB/B als AGB vereinbart wurde oder nicht.
Feld②②
Die Regelungen im BGB und in der VOB/B sind identisch. Eine Diskussion darüber, ob die
VOB/B als AGB vereinbart wurde oder nicht, erübrigt sich.

Feld③③
In BGB und VOB/B sind sinngemäß die gleichen Inhalte fixiert. Sie unterscheiden sich even-
tuell im Sprachgebrauch. In der Tagespraxis ist eine Unterscheidung zwischen BGB- und
VOB/B-Regelung im Regelfall nicht notwendig.


